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Schutzlücke beim Arbeitsschutz schließen

Zum heutigen Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz zu
psychischen Belastungen bei der Arbeit erklären die arbeitsmarktpolitische
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Anette Kramme und der zuständige
Berichterstatter Josip Juratovic:

Wir begrüßen diese Initiative ausdrücklich. Bisher ist alles mögliche im
Arbeitsschutz per Verordnung geregelt – im Bereich psychische Belastungen
fehlt jedoch eine Verordnung. Wir müssen diese Schutzlücke schließen und eine
Anti-Stress-Verordnung schaffen. Ähnlich wie beim Lärmschutz muss es
belastbare Vorgaben geben, um Angestellte besser vor Stress zu schützen. Wir
fordern das Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf, zügig eine solche
Verordnung zu erlassen.

Die Fehltage aufgrund von psychischen Erkrankungen haben stark
zugenommen. Im vorletzten Jahr gab es insgesamt 53,5 Millionen psychisch
bedingter Arbeitsunfähigkeitstage – das sind 80 Prozent mehr als im Jahr 2001.
Diese Zahlen sind alarmierend. Wohlfeile Ankündigungen der Ministerin von der
Leyen reichen nicht. Konkrete rechtliche Schritte sind nötig.

Die SPD setzt vor allem auf Prävention. Psychische Belastungen in der
Arbeitswelt müssen so weit es geht vermieden werden. Dazu brauchen wir klare
Regeln im Arbeitsschutz. Die von den Ländern geforderte Anti-Stress-
Verordnung ist ein sinnvoller und gangbarer Weg. Zweitens wollen wir, dass
mehr Unternehmen als bisher Gefährdungsbeurteilungen erstellen und dabei
auch psychische Belastungen beachten. Drittens muss das betriebliche
Gesundheitsmanagement unterstützt und gefördert werden.
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